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Lübbenauer mahnen mehr Tempo an 

Arbeit an Bahn-Lösungen stockt / Demonstration am 6. Januar am Übergang 

Lübbenau Noch im März überschlugen sich die Beteiligten mit Superlativen: Durchbruch, Meilenstein, 
Grundlage sei die Unterzeichnung der so genannten Kreuzungsvereinbarung, mit der sich die 
unterschiedlichen Partner zur Arbeit und vor allem zur Umsetzung der Bahnlösungen an den Übergängen in 

Lübbenau bekennen. Doch mittlerweile, so scheint es, 
steht der Meilenstein unbeachtet am Wegesrand.  

An der Ecke Straße des Friedens/Güterbahnhofstraße 
soll am 6. Januar mehr Tempo bei den Bahn-Lösungen 
gefordert werden. Foto: Jan Gloßmann  

"Wir verlieren Woche um Woche, das muss nicht sein", 
sagt der Vorsitzende der Bürgerinititave "Drunter oder 
drüber", Uwe Pielenz. Grund des Unmuts: Trotz 
inhaltlicher Klarheit zu den Plänen schmoren die Papiere 
beim Eisenbahn-Bundesamt. Dort sollte entschieden 
werden, ob sich das Amt als Genehmigungsbehörde für 
zuständig hält. Wenn nicht – und so war es avisiert – 
sollte es eine Klage vor dem Bundesverwaltungsgericht 
geben, um den Prozess rechtssicher fortführen zu 
können. Doch noch fehlt die nötige Unterschrift aus dem 
Eisenbahn-Bundesamt, heißt es bei der Bürgerinitiative 

in Lübbenau. Was alle Beteiligten für eine Formalie hielten, sorgt nunmehr für einen stockenden Fortgang. 

Pielenz: "Wir wollen nicht vergessen werden." Deshalb will die Initiative am 6. Januar auf das wichtigste 
Verkehrs-Vorhaben Lübbenaus für die kommenden Jahre aufmerksam machen. Es soll ab 17 Uhr eine 
Mahnwache am Bahnübergang in der Straße des Friedens an der Kreuzung zur Güterbahnhofstraße geben. 
Dazu seien alle Lübbenauer aufgerufen. Der Bahnübergang ist Symbol: Vor gut vier Jahren ist er 
geschlossen – offiziell: stillgelegt – worden. Die Bahn hat damals ein elektronisches Stellwerk in Betrieb 
genommen, die Stadt die Schließung der Verbindung zwischen Alt- und Neustadt akzeptiert. Geknüpft ist 
die Akzeptanz an den Fortschritt in den Bemühungen um eine Lösung der Verkehrsprobleme. Diese 
Fortschritte waren bis zum Frühjahr nicht zu leugnen. 

Nunmehr wächst die Furcht in Lübbenau, möglicherweise in die Mühlen des Ministerwechsels in Berlin zu 
geraten, obwohl beispielsweise Finanzierungszusagen zu dem insgesamt fast 30 Millionen Euro teuren 
Vorhaben vorliegen. 

Jan Gloßmann 
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